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Bekanntmachung über die 
Pflichtprüfung des Jahresabschlusses 

des städtischen Abwasserbetriebes der Stadt Erkrath 
zum 31.12.2009 

 
Der Rat der Stadt Erkrath hat in seiner Sitzung am 02.11.2010 den Jahresabschluss 
2009 des städtischen Abwasserbetriebes festgestellt und beschlossen, den Jahres-
gewinn zur Eigenkapitalerhöhung zu den Rücklagen zuzuführen und den Be-
triebsausschuss für das Wirtschaftsjahr 2009 zu entlasten. 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des städt. 
Abwasserbetriebes Erkrath. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2009 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Mittelrheinische Treu-
hand GmbH, Essen, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 16.08.2010 den nachfolgend dargestellten uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-
nung sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
Stadt Erkrath, städtischer Abwasserbetrieb für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
2009 bis 31. Dezember 2009 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jah-
resabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, 
den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmun-
gen der Betriebssatzung liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 106 GO NRW 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist 
die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt.  
 
Im Rahmen der Prüfung wurden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 
internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten  Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts.  
 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
 



16. Jahrgang Stadt Erkrath, Amtsblatt 12.01.2011 Nr. 1 

 3 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
entspricht der Jahresabschluss den deutschen handelsrechtlichen und den ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen der 
Betriebssatzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. Der Lagebe-
richt steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Einrichtung und stellt die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Mittel-
rheinische Treuhand GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. 
Eine Ergänzung gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) 
ist aus Sicht der GPA NRW nicht erforderlich. 
 
Herne, den 06.12.2010 
GPA NRW 
Abschlussprüfung – Beratung – Revision 
Im Auftrag 
Helga Giesen 
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Gewinn- und Verlustrechnung 

für die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2009 
 

    2008 

  € € T€ 

1. Umsatzerlöse  8.885.355,79 8.228.857,57 

2. andere aktivierte Eigenleistungen  88.006,62 92.120,96 

3. sonstige betriebliche Erträge 

- davon Auflösung von Sonderposten 
mit     

    Rücklagenteil: 

        
388.021,60 

 

(0,00) 

9.361.384,01 

    27.000,92 

 

(0,00) 

8.347.979,45 

 

4. Materialaufwand    

 a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffe und für bezogene 
Waren 

4.917,89  3.044,47 

 b) Aufwendungen für bezogene Leis-
tungen 

3.081.175,41 3.086.093,30 3.381.200,09 

5. Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des Anla-
gevermögens und Sachanlagen 

-davon nach § 253 Abs. 2 Satz 3 
HGB 

-davon nach § 254 HGB: 

 1.978.848,78 

 

(0,00) 

(0,00)                  

 

1.959.561,30 

 

(0,00) 

(0,00) 

7. sonstige betriebliche Aufwendungen 

- davon Zuführungen zum Sonder-
posten mit 

   Rücklageanteil: 

 990.004,68 

 

(0,00) 

979.912,63 

 

(0,00) 

8. sonstige Zinsen und ähnliche Erträ-
ge  
-davon aus verbundenen Unterneh-
men 

 3.333,03 

(0,00) 

3.259,90 

(0,00) 

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  
-davon aus verbundenen Unterneh-
men 

 810.598.08 

(0,00) 

884.033,06 

(0,00) 

10. Ergebnis der gewöhnlichen Ge-
schäftstätigkeit 

 +2.499.172,20 +1.143.487,8
0 

11. sonstige Steuern  481,51 346,86 

12. Jahresüberschuss  2.498.690,69 1.143.140,94 

 

*** 
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Bekanntmachung der Stadt Erkrath 

über das Widerspruchsrecht bzw. das Einwilligungserfordernis zur 

 Weitergabe persönlicher Daten gem. § 35 Abs. 6 des Meldegesetzes für 

 das Land Nordrhein-Westfalen (Meldegesetz NRW – MG NRW) in der  

Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 1997 (GV NRW S. 332) 

 

 

Gemäß § 35 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen darf die Melde-
behörde auf Anfrage Auskunft aus dem Melderegister über 
 

• Vor- und Familiennamen 
• Doktorgrad 
• Anschriften 

 
in besonderen Fällen erteilen. 
 
1. Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von 

Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Parlaments- und Kommunalwahlen 
oder unmittelbaren Wahlen von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sowie 
Landrätinnen und Landräten in den sechs der Wahl vorangehenden Monaten 
Auskunft aus dem Melderegister über die in § 34 Abs. 1 MG NRW bezeichneten 
Daten (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften) von Gruppen von 
Wahlberechtigten erteilen, für deren Zusammensetzung das Lebensalter der Be-
troffenen bestimmend ist. Die Auskunft ist auf zwei Gruppen zu beschränken, die 
ihrerseits nicht mehr als zehn Geburtsjahrgänge umfassen dürfen. Die Ge-
burtstag der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Der Empfän-
ger hat die Daten spätestens einen Monat nach der Wahl zu löschen und hierzu 
erforderlichenfalls die Datenträger zu vernichten; er hat mit dem Auskunftsersu-
chen eine entsprechende schriftliche Verpflichtungserklärung abzugeben. 
 

2. Im Zusammenhang mit Volksbegehren und Volksentscheiden sowie mit Bürger-
entscheiden dürfen Auskünfte nach Maßgabe des § 35 Abs. 1 MG NRW den An-
tragstellern und Parteien erteilt werden. Die Auskünfte dürfen bei Volksbegehren 
vom Tage der Veröffentlichung der Zulassung der Listenauslegung bis zum Ab-
lauf der Eintragungs- und Nachfrist und bei Volksentscheiden vom Tage der Ver-
öffentlichung des Abstimmungstages bis zum Tag vor dem Abstimmungstag ge-
geben werden. Bei Bürgerentscheiden dürfen die Auskünfte vom Tag der Ent-
scheidung, nach der einem zulässigen Bürgerbegehren nicht entsprochen wird, 
bis zum Tag vor dem Abstimmungstag gegeben werden. 
 

3. Die Meldebehörde darf Mitgliedern parlamentarischer und kommunaler Vertre-
tungskörperschaften sowie Presse und Rundfunk eine Melderegisterauskunft 
über Alters- und Ehejubiläen von Einwohnern nach deren Einwilligung erteilen. 
Die Auskunft darf nur die in § 34 Abs. 1 MG NRW genannten Daten des Betrof-
fenen sowie Tag und Art des Jubiläums umfassen. 
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4. Zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten Adressbüchern darf Adressbuch-

verlagen Auskunft über Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften 
sämtlicher Einwohner erteilt werden, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Die 
Übermittlung der Daten ist nur zulässig, sofern die Betroffenen zuvor schriftlich 
eingewilligt haben. Eine Verknüpfung dieser Daten mit anderen personenbezo-
genen Daten ist unzulässig. 

 
Betroffene haben das Recht, der Weitergabe ihrer Daten nach den Ziffern 1 und 2 zu 
widersprechen. Auf das Widerspruchsrecht sowie auf das Erfordernis der Einwilli-
gung nach den Ziffern 3 und 4 weise ich hiermit hin. Einwohnerinnen und Einwohner, 
die der Weitergabe der Daten widersprechen oder ihr Einverständnis zur Weitergabe 
abgeben wollen, können dies dem Bürgermeister der Stadt Erkrath, Bürgerbüro, 
Bahnstraße 16, 40699 Erkrath, schriftlich mitteilen. 
 
 
Erkrath, 06.01.2011 
 
 
 
 

Werner 
Bürgermeister 

 

 
*** 

 
Bekanntmachung der Stadt Erkrath 

über das Widerspruchsrecht zur Auskunftserteilung über das Internet gem.  

§ 34 Abs. 1b des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Meldegesetz NRW – MG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 16. September 1997 (GV NRW S. 332) 

 

 
Gem. § 34 Abs. 1a des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen können 
einfache Melderegisterauskünfte u. a. im Wege des automatisierten Abrufs über das 
Internet erteilt werden, wenn 
 

1. der Antrag in der amtlich vorgeschriebenen Form gestellt worden ist, 
2. der Antragsteller den Betroffenen mit Vor- und Familiennamen sowie mindes-

tens zwei weiteren der auf Grund von § 3 Abs. 1 gespeicherten Daten be-
zeichnet hat und 
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3. die Identität des Betroffenen durch einen automatisierten Abgleich der im An-
trag angegebenen mit den im Melderegister gespeicherten Daten des Betrof-
fenen eindeutig festgestellt worden ist. 

 
Die Stadt Erkrath hat den Zugang zur Internetauskunft ermöglicht. Ein Abruf ist nicht 
zulässig, wenn der Betroffene dieser Form der Auskunftserteilung widersprochen 
hat. Auf das Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. Einwohnerinnen und Einwoh-
ner, die der Auskunftserteilung über das Internet widersprechen wollen, können dies 
dem Bürgermeister der Stadt Erkrath, Bahnstraße 16, 40699 Erkrath, schriftlich mit-
teilen. 
 
 
Erkrath, 06.01.2011 
 
 
 
 
 

Werner 
Bürgermeister 

 
*** 

 
___________________________________________________________________ 
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Sitzungstermine 
 
Januar 2011 
 

Seniorenrat Donnerstag 13.01.2011 16.30 Uhr 
Verwaltungsgebäude Kai-
serhof, Sockelgeschoss, 
Bahnstr. 2 

Jugendhilfeausschuss Donnerstag 13.01.2011 17.00 Uhr 
Rathaus, Großer Sitzungs-
saal, Bahnstr. 16 

Ausschuss für Planung, 
Umwelt und Verkehr 

Dienstag 18.01.2011 17.00 Uhr 
Rathaus, Großer Sitzungs-
saal, Bahnstr. 16 

Integrationsrat Mittwoch 19.01.2011 18.00 Uhr PAREA, Schliemannstr. 44a 

Jugendrat Mittwoch 19.01.2011 17.00 Uhr 
Verwaltungsgebäude Kai-
serhof, Sockelgeschoss, 
Bahnstr. 2 

Haupt- und Finanzaus-
schuss  

Donnerstag 27.01.2011 17.00 Uhr 
Rathaus, Großer Sitzungs-
saal, Bahnstr. 16 

 
Bitte beachten Sie, dass die Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Wirt-
schaftsförderung am 20.01.2011 entfällt.  
___________________________________________________________________ 
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